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a) Nach Eintragung des zum Ausschluss dcr Minderheitsak- 
tionâre gefasstcn Übertragungsbeschlusses in das Handels- 
registcr und dem hicrdurch bewirkten Übergang der Akticn 
der Minderheitsaktionâre auf den Hauptaktionàr verbricfcn 
iiber dicse Aktien ausgegebcne Aktienurkunden den vollen 
Barabfindungsanspruch des früheren Minderheitsaktionârs 
einschlieftlich einer etwaigen Differcnz zwischen der vom 
Hauptaktionar festgelcgten und.dcr in eincm nachfolgcnden 
Spruchverfahren ermittelten (hôhcrcn) Barabfindung.
b) Die Verbriefung des Anspruchs auf Barabfindung endet 
gemaft § 327e Abs. 3 Satz 2 AktG mit der Aushândigung dcr 
Aktienurkunde an den Hauptaktionar, die jedcnfalls dann 
angenommen werden kann, wcnn die Aktienurkunde dem 
Hauptaktionar zum Zwcck der »Einlôsung« -  im Hinblick 
auf die bereits gewalirre oder im Gegenzug zu gewâhrcnde 
Barabfindung -  übergeben wird. In diesem Fall kann cinc 
Aushândigung im Sinne von § 327e Abs. 3 Satz 2 AktG auch 
dann anzunehmen sein, wcnn der Hauptaktionar die ihm 
übergebene Aktie in eindeutig entwerteter Form zurückgibt. 1

a) Erscheint ein Angcbotspreis aufgrund des signifikanten 
Abstands zum nâchstgünstigen Gebot oder ahnlicher An- 
haltspunktc, wie etwa der augenfâlligen Abweichung von 
preislichen Erfahrungswertcn aus anderen Bcschaffungs- 
vorgîingen, ungewôhnlich niedrig, kônncn die Mitbewerber 
verlangen, dass die Vergabestelle in die vorgesehene nâhere 
Prüfung der Prcisbildung eintritt.
b) Wird fur bereits vorlicgende oder von der Vergabestelle 
zur Aufklârung des Prcises nachgefordcrte Informationcn 
Schutz als Geschaftsgcheimnis begehrt, entscheidct die Verga- 
bckammer zunâchst in cinem Zwischenverfahren über dercn 
Offcnlegung. Für die Entscheidung, ob das Geheimhaltungs- 
oder das Offenlegungsinteressc übêrwiegt, ist einc Abwagung 
der beiderseitigen geschütztcn Intcrcssen vorzunehmen.
c) Die Vergabekammer darf bei der Sachentscheidung Um- 
stânde berücksichtigen, deren Offcnlegung sic mit Rücksicht 
auf ein Geheimhaltungsintercsse abgclehnt hat, das nach Ab- 
wügung aller Umstande das Intéressé der Betciligtcn auf recht- 
lichcs Gehôr auch unter Beachtung des Rechts auf effektiven 
Rechtsschutz überwicgt. (»Notarztliche Dicnstlcistungen«).. 11



3.
1. II. 17 
X II ZB 601/15

4.
1. II. 17 
X II ZB 71/16

5.
8.11.17 
X II ZB 604/15

a) Eine gerichtliche Umgangsregelung, die im Ergebnis zu 
ciner gleichmàfiigen Betreuung des Kindes durch beide Eltern 
im Sinne eines paritâtischen Wechselmodells führt, wird vom 
.Gesetz nicht ausgeschlossen. Auch die Ablehnung des Wech- 
selmodells durch einen Elternteil hindert eine solche Regelung 
für sich genommen noch nicht. Entscheidender MaÆstab der 
Regelung ist vielmehr das im konkreten Einzelfall festzustel- 
lende Kindeswohl.
b) Die auf ein paritatisches Wechselmodell gerichtete Um- 
gangsregelung setzt eine bestehende Kommunikations- und 
Kooperationsfâhigkeit der Eltern voraus. Dem Kindeswohl 
entspricht es daher nicht, ein Wechselmodell zu dem Zweck 
anzuordnen, eine Kommunikations- und Kooperatiorisfâhig- 
keit erst herbeizuführen.
c) Ist das Vcrhâltnis der Eltern erheblich konfliktbelastet, so 

. liegt die auf ein paritatisches Wechselmodell gerichtete An-
ordnung in der Regel nicht im wohlverstandenen Interesse 
des Kindes.
d) Das Familiengericht ist im Umgangsverfahren zu einer
umfassenden Aufklàrung verpflichtct, wclchc Form des Uni- 
gangs dem Kindeswohl am bcsten entspricht. Dies erfordert 
grundsâtzlich auch die persônliche Anhôrung des Kindes......

Auf einen gerichtlich festgestellten Vergleich nach § 278 
Abs. 6 ZPO fïndet § 127a B G B  entsprechende Anwendung..

a) Eine Patientenverfügung entfaltet nur dann unmittelbare 
Bindungswirkung, wenn sic neben den Erklarungen zu den 
ârztlichen Mafinahmen, in die der Ersteller einwilligt oder die 
er untersagt, auch erkennen làsst, dass sic in der konkreten Bc- 
handlungssituation Geltung beanspruchen soll.
b) Die schriftliche Àutëerung, dass »lebensverlàngernde Maft- 
nahmen unterbleiben« sollen, enthàlt für sich genommen 
nicht die für eine bindende Patientenverfügung notwendige 
konkrete Bchandlungscntschcidung des Betroffenen.
c) Die erforderliche Konkretisierung kann sich im Einzelfall 
auch bei nicht hinreichend konkret benannten ârztlichen Maft- 
nahmen durch die Bczugnahme auf ausreichend spezifizierte 
Krankheiten oder Behandlungssituationen ergeben. Der Wille 
desErrichtersderPatientenverfügungistdanndurchAuslegung 
der in der Verfügung enthaltenen Erklarungen zu ermitteln..

31

45

62

ISBN 978-3-452-29075-5


